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Der Wochenüberblick vom Samstag für Schweinehalter

84% der Deutschen wollen auch in Zukunft Wurst und Schinken essen, 23.09.2022

Die Wurst bleibt beliebt. Das zeigt eine aktuelle Studie. Darauf wollen sich die deutschen

Wurstproduzenten aber nicht aus-ruhen und bieten auch mehr Tierwohl und pflanzliche Alternativen.

Für 84% der Deutschen sind Wurst und Schinken auch in Zukunft Teil der Ernährung. Das zeigen

aktuelle Zahlen einer repräsentativen Studie des Marktforschungsunternehmens Kantar im Auftrag

des Bundesverbandes Deutscher Wurst & Schinkenproduzenten e.V. (BVWS). Demnach haben

Wurst und Schinken für einen Großteil der deutschen Bevölkerung weiterhin einen festen Platz auf

dem Speiseplan haben.

„Wurst und Schinken stehen in der Mitte der Gesellschaft. Als Wurstproduzenten setzen wir uns für

eine Debatte ein, in der alle Verbraucherbedürfnisse abgebildet werden. Klar ist: Wir müssen unsere

Versorgung mit frischen Lebensmitteln nachhaltig gestalten. Die Wurstproduzenten befürworten einen

bewussten Fleischkonsum. Wir fordern Achtsamkeit für tierische Lebensmittel und mehr Respekt für

alle Teilnehmer der Wertschöpfungskette“, sagt Sarah Dhem, Präsidentin des BVWS.

Bevormundung der Verbraucher beenden: Dhem setzt sich bei der Ernährungspolitik für offene

Debatte ein, die niemanden bevormundet. Die Mitglieder des Bundesverbandes gestalten den

Transformationsprozess demnach aktiv mit. Sie erweitern ihr Sortiment in den Bereichen Tierwohl

und pflanzliche Proteine. „Der bisherige Konsumweg verändert sich und das ist gut so. Die

Wurstproduzenten liefern Produkte höchster Qualität für alle Verbraucherbedürfnisse“, ergänzt die

BVWS-Präsidentin.

Quelle: topagrar.com; gekürzt

 

Niedersachsen: Aktivisten demonstrieren vor Tönnies-Schlachthof 26.09.2022

Seit mehreren Tagen demonstrieren Aktivisten an verschiedenen Standorten gegen die

„Tierindustrie“. Auch ein Rinderschlachthof von Tönnies ist betroffen. „Gemeinsam gegen die

Tierindustrie“ so nennt sich das Bündnis das seit heute Morgen vor dem Tönnies-Schlachthof im

niedersächsischen Badbergen demonstriert. Seit den frühen Morgenstunden blockieren sie

verschiedene Zufahrtswege und wollen mit einer Mahnwache auf sich aufmerksam machen.

Mit einem großen Banner fordern sie den „Shut down Tierindustrie“ und demonstrieren mit

verschiedenen Aktionen gegen den Schlachthofkonzern. Laut Angaben der Organisation sind

insgesamt gut 50 Aktivisten vor Ort und wollen den Tönnies-Konzern auf „ihre Verantwortung

gegenüber Mensch und Tier“ aufmerksam machen.

Quelle: agrarheute.com
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Grünen-Antrag für eine Ausstiegsprämie abgelehnt, 27.09.2022

Ein Antrag der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen, den Ausstieg aus der Schweinehaltung mit

staatlichen Geldern zu fördern, hat am vergangenen Donnerstag im Landtag in Hannover

erwartungsgemäß keine Mehrheit erhalten. Niedersachsens Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-

Kinast von der CDU begründete ihre Ablehnung auch damit, dass mit solch einer Ausstiegsprämie

der Strukturwandel mit all seinen negativen Konsequenzen beschleunigt würde. „Ein Strukturbruch

hätte erhebliche negative ökonomische und soziale Folgen für die bäuerlichen Familienbetriebe, für

die vor- und nachgelagerten Wertschöpfungsketten und für die Veredlungswirtschaft im ländlichen

Raum“, warnte die Ministerin. Die Schweinehaltung würde ins Ausland verlagert. „Wollen die Grünen

dann klimaschädlich ausländische Erzeugnisse nach Niedersachsen importieren“, fragte Otte-Kinast

im Parlament. Sie bevorzuge regional erzeugte Produkte aus Niedersachsen, die hier Arbeitsplätze

erhielten und die Menschen ernährten. Die Ministerin wies zudem auf den bereits erfolgten

Bestandsabbau in der niedersächsischen Schweinhaltung hin, der zu der geringsten Zahl an Tieren

und Betrieben seit 25 Jahren geführt habe. Eine Belohnung für die Betriebsaufgabe koste zudem viel

Geld, auch wegen einer kontrollintensiven Verwaltung und Mitnahmeeffekten. „Dieses Geld wäre

besser im Gesamtkonzept der Borchert-Kommission zum Umbau der Tierhaltung angelegt“, betonte

die Agrarressortchefin. Neun Monate nach Amtsantritt der Ampel-Koalition sei immer noch keine

tragfähige Finanzierung in Aussicht; das sei auch wieder auf der jüngsten Sitzung bei der

Agrarministerkonferenz (AMK) festzustellen gewesen, beklagte Otte-Kinast. Sie setze sich hingegen

seit ihrem Amtsantritt dafür ein, die Gesellschaft und die Landwirtschaft zu einen. Es gehe da-rum,

die Anforderungen der Gesellschaft zu erfüllen, aber auch die Einkommensinteressen der Landwirte

zu berücksichtigen. „Unser ´Niedersächsischer Weg` zeigt erfolgreich, wie Ökologie und Ökonomie

zu vereinen sind“, so die CDU-Politikerin. Not-wendig sei für die Tierhalter vor allem

Planungssicherheit und eine Erleichterung bei tierwohlbezogenen Bauvorhaben, wofür sich die

Landesregierung an vielen Stellen bereits eingesetzt habe, so mit einem Landeserlass, aber auch mit

verschiedenen Bundesratsinitiativen.

Quelle: susonline.de

 

Stallumbau leicht gemacht, 29.09.2022

 

Bundesbauministerin Klara Geywitz (SPD) und Bundesagrarminister Cem Özdemir (Grüne) wollen

das Bau- und Planungsrecht ändern, damit umbauwillige Betriebe ihr Vorhaben eines artgerechten

Stalles zügig umsetzen können. „Dann hätten mehr Höfe den Anreiz, ihren Tieren Frischluft und

Auslauf zu geben“, sagte Özdemir. Geywitz versprach im Sinne des Tierwohls, die baurechtlichen

Bestimmungen anzupassen.

Wegen der langen Lieferzeiten für Baumaterialien hat das Bundesagrarministerium (BMEL) die

Umsetzungsfrist für die Abwicklung bewilligter Bauvorhaben im Bundesprogramm Stallumbau 2020

um ein halbes Jahr von Dezember bis zum 30. Juni 2023 verlängert. 300 Mio. € hat die

Bundesregierung für die Umsetzung der neuen Vorschriften im Kastenstand von Sauen, im

Deckzentrum und im Abferkelbereich, wie sie die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung vorsieht,

bereitgestellt.

Quelle: dlg.org



Vietnam: ASP-Impfungen wieder gestartet, 29.09.2022

In Vietnam werden laut Presseberichten die Impfungen gegen die Afrikanische Schweinepest (ASP)

bei Hausschweinen wieder fortgesetzt. Ende August waren diese ausgesetzt worden, nachdem nach

Verabreichung des Vakzins Dutzende Tiere gestorben waren. Nach Angaben staatlicher

Veterinärbeamten waren die Todesfälle auf eine unsachgemäße Behandlung zurückzuführen, bei

denen die Richtlinien des Ministeriums nicht eingehalten wurden. Es habe Fehler bei der Dosierung

gegeben, was auch darauf zurückzuführen sei, dass der Impfstoff direkt an Tierärzte und Landwirte

zur Selbstimpfung abgegeben worden sei. In anderen Fällen habe es jedoch keine Probleme,

sondern positive Ergebnisse gegeben. In der Provinz Vinh Phuc beabsichtigen die Veterinärbeamten

des Ministeriums nun, die ASP-Impfungen bald auszuweiten. Geplant sei der Einsatz von bis zu 600

000 Dosen. Auf eine strengere Kontrolle des Impfprozesses gemäß den Richtlinien des Ministeriums

sowie den Anweisungen des Tiergesundheitsamtes soll dabei geachtet werden. Die Überwachung zur

Bewertung der Wirksamkeit des Impfstoffs wird fortgesetzt. In Südkorea häufen sich unterdessen die

ASP-Ausbrüche in der östlichen Provinz Gangwon. Die Behörden sprechen mittlerweile von eine

„sehr ernsten Lage“ und laut der „Korea Times“ hat das Landwirtschaftsministerium in Seoul einen

48-stündigen Standstill für Schweinefarmen und -einrichtungen in der Provinz erlassen. Ein

Notfalltreffen zur Seuchenbekämpfung wurde einberufen. Am Montag vergangener Woche war in

einem Schweinebetrieb mit rund 7.000 Tieren die Tierseuche ausgebrochen, und einen Tag später

wurde die ASP in einer benachbarten Haltung mit ebenfalls einigen tausend Tieren in 5 km

Entfernung festgestellt. In der Vergangenheit hatten Tierseuchenprobleme in Südkorea zu

erheblichen Tierverlusten geführt und den Einfuhrbedarf an Schweinefleisch deutlich steigen lassen.

In diesem Jahr gab es bisher aber erst drei bekannte ASP-Fälle in Nutzschweinebeständen. 

Quelle: susonline.de



„Grauenhaft gemacht“: EU-Agrarausschuss kanzelt strenge Auflagen für Tierhalter ab, 29.09.2022

Am Montag die EU-Agrarminister und nun der Agrarausschuss im Europaparlament: Die Vorschläge

der EU-Kommission künftig deutlich mehr Tierhalter mit strengen Regeln zur Emissionsminderung zu

belegen, ernten massive Kritik in Brüssel. Am Donnerstag lieferten sich die Mitglieder des EU-

Agrarausschusses eine ungewohnt deutliche Debatte mit einem Vertreter der EU-Kommission. Bis

auf die Fraktion der Linken äußerten die Abgeordneten allesamt ihren Unmut zum Reformvorschlag

zur EU-Industrieemissionsrichtlinie (IED).

EU-Vorschriften für immer mehr Tierhalter?: Anfang April hatte die EU-Kommission den Vorschlag zur

IED-Reform vorgelegt. Künftig sollen Tierhalter mit mehr als 150 Großvieheinheiten (GVE) unter die

strengen EU-Emissionsregelungen für Industrie-betriebe fallen. Nach einem EU-Rechnungsschlüssel

würde das strenge Auflagen für Rinderhalter mit 150 Tieren oder Schweinehalter mit ca. 500

Mastplätzen bedeuten. Im Rechtstext bezeichnet die EU-Kommission die betroffenen Betriebe als

"agrarindustrielle Einrichtungen".

Laut einem anwesende Vertreter der EU-Kommission würden die neuen Regeln rund 10% der

Tierhalter in der EU betreffen. 90% der Tierhalter blieben außen vor. Die Politik müsse alles tun, um

die Emissionen aus der Landwirtschaft zu senken.

EU-Agrarpolitiker empört: Diese Analyse empört die EU-Agrarpolitiker. „Es ist schon etwas ganz

besonderes, dass Tierhalter mit 150 Kühen hier großen Industrieanlagen gleichgesetzt werden

sollen“, wunderte sich der belgische Abgeordnete Benoît Lutgen (EVP). Der EU-Grüne Martin

Häusling erkennt eine seltene Geschlossenheit in den Reihen der Brüsseler Agrarpolitiker: „Wir sind

uns hier ausnahmsweise an vielen Punkten einig. Mit diesen Größenordnungen trifft man den Kern

der europäischen Familienbetriebe. Das ist grauenhaft gemacht.“ Mit solchen Vorschlägen verspiele

die EU das Vertrauen der Menschen, so Häusling.

Schmiedtbauer: Kommission verkennt Auswirkungen: Laut der österreichischen EU-Abgeordneten

Simone Schmiedtbauer hat die EU-Kommission auf eine parlamentarische Anfrage geantwortet, dass

sie keine starken wirtschaftlichen Auswirkungen auf die europäischen Tierhalter erwartet. Laut

Schmiedtbauer stehe jedoch genau das Gegenteil in der Folgenabschätzung der Richtlinie –

veröffentlicht durch die EU-Kommission. „Wir reden seit drei Jahren darüber, wie wir es schaffen

können, dass die Betriebe nicht aufgeben. Jetzt ist der Punkt gekommen, an dem wir uns

entscheiden müssen: Bekennen wir uns zu einer produzierenden Landwirtschaft oder verlagern wir

alles in Drittstaaten“, fordert Schmiedtbauer.

Umweltpolitiker zuständig: Das Problem der EU-Agrarler: Sie können nur mitreden. Die

Entscheidungen treffen sowohl auf Ebene der Mitgliedstaaten als auch im Parlament die

Umweltpolitiker. Wie die sich zum Vorschlag der EU-Kommission positionieren werden, ist noch

unklar.

Quelle: topagrar.com



Warnung vor Versorgungsengpässen bei Lebensmitteln, 28.09.2022

Die deutsche Fleischwirtschaft befürchtet im kommenden Winter Versorgungsengpässe bei

Lebensmitteln in Deutschland. "Die Preislawine rollt, und die Bundesregierung setzt mit ihrer

zögerlichen Politik den Umbau der Tierhaltung zu mehr Tierwohl und damit die Selbstversorgung aus

heimischer Produktion aufs Spiel", warnte heute der Sprecher der Brancheninitiative "Fokus Fleisch",

Steffen Reiter.

Laut Reiter sind nach Daten des Statistischen Bundesamtes (Destatis) in den ersten sieben Monaten

des laufenden Jahres bereits mehr als 500 000 t Schweinefleisch und Erzeugnisse von Deutschland

importiert worden. Bei Obst, Gemüse und Getreide seien die Einfuhrquoten noch weitaus höher. "Wir

müssen auch weiterhin wichtige Grundnahrungsmittel wie Fleisch in Deutschland selbst produzieren",

betonte der Fokus-Sprecher. Dafür brauche es politische Unterstützung zum Erhalt der vorhandenen

Strukturen in der Landwirtschaft. Die Knappheit von Sonnenblumenöl sollte als Alarmsignal genug

gewesen sein.

Ein Abbau der Tierhaltung ist nach Auffassung von Reiter "kein sinnvolles Ziel an sich". Es gehe um

Tier- und Klimaschutz sowie Nachhaltigkeit, aber eben auch um Versorgungssicherheit. Eine

gesellschaftlich akzeptierte und starke Tierhaltung in Deutschland müsse deshalb ein Baustein für

eine sichere nationale Lebensmittelversorgung bleiben. "Jetzt ist es angebracht, die

Fleischerzeugung in Deutschland zu stärken, Landwirten zu ermöglichen, die Tierhaltung durch

staatliche Zuwendungen sofort umzubauen und so Versorgungssicherheit bei den Lebensmitteln auch

in Zukunft zu gewährleisten", forderte Reiter.

Tierschutz, Klimaschutz und ökologische Produktionsmethoden sind dem Fokus-Sprecher zufolge in

Deutschland im weltweiten Vergleich führend. Diese Stärken sollten weiterentwickelt werden. Die

Konzepte dafür seien bereits von der Borchert-Kommission erarbeitet worden und lägen seit zwei

Jahren in Berlin auf dem Tisch. Das von allen Seiten getragene Konzept zum Umbau der Tierhaltung

ruhe jedoch, monierte Reiter, weil es eine Blockade bei der nötigen Finanzierung gebe.

Quelle: raiffeisen.com; AgE



Schweinepreis wird um 10 Cent gedrückt – Verheerendes Signal an die deutschen          

Schweinehalter, 28.09.2022

Am heutigen Mittwoch gab die Schlachtschweinenotierung der Vereinigung der

Erzeugergemeinschaften für Vieh und Fleisch um 10 Cent auf 2,00 €/kg SG nach. Ein verheerendes

Signal an die Schweinehalter, denn die seit langem zu beklagenden finanziellen Verluste pro Schwein

vergrößern sich damit wieder. Leidtragende dieser Entwicklung sind die finanziell stark gebeutelten

Schweinehalter. Nach mehr als zwei wirtschaftlich desolaten Jahren und extrem ausgeuferten Futter

und Energiekosten, wird dadurch die ohnehin riesige Aufgabewelle in der deutschen

Schweinehaltung weiter befeuert.

In den vergangenen Tagen haben die großen deutschen Schlachtbetriebe immer mehr Druck auf den

Schlachtschweinemarkt ausgeübt und verweisen dabei auf das saisonal bedingt ansteigende

Schlachtschweineangebot und eine zurückhaltende Fleischnachfrage. Tatsächlich sind die

Schlachtzahlen aus der vergangenen Woche ein Indikator für das zunehmende Angebot. Mit ca.

753.000 Schweinen wurden in der vergangenen Kalenderwoche etwa 7.000 Schweine mehr als in

der Vorwoche geschlachtet.

Der saisontypische Anstieg der Anzahl schlachtreifer Schweine (wegen der zunehmenden

Fruchtbarkeit der Muttertiere im Jahresverlauf) wird in diesem Jahr in besonderem Umfang durch

rückläufige Bestandszahlen wegen vieler Betriebsaufgaben abgeschwächt. Insgesamt wächst das

Angebot an schlachtreifen Schweinen zum Herbst hin in diesem Jahr also deutlich langsamer als

üblich, aber es fällt dennoch etwas größer aus als beispielsweise noch im August.

In Kombination mit einer zurückhaltenden Fleischnachfrage nutzen die Schlachtunternehmen diese

Situation sofort aus, um den Schlachtschweinepreis massiv unter Druck zu setzen. Die Notierung der

Vereinigung der Erzeugergemeinschaften für Vieh und Fleisch konnte diesem Druck heute nicht

standhalten und gab sehr deutlich um 10 Cent auf 2,00 €/kg SG nach.

Schweinehalter leiden unter hohen Kosten: Damit wird mal wieder Preisdruck an die Schweinehalter

als unterstes Glied der Wertschöpfungskette weitergegeben – und dies bei einem ohnehin nicht

kostendeckenden Preisniveau sowie stark gestiegenen Kosten in der Schweinehaltung für Futter und

Energie. Seit Herbst 2020 sind die Preise für Futter um 60-70% angestiegen, die Energiekosten

haben sich vervielfacht und auch die sonstigen Kosten, z. B. für Personal, Gebäude oder Tierarzt

haben sich erhöht. Dabei ist noch nicht absehbar, in welche Höhe die Kosten zukünftig noch steigen

werden. Zum jetzigen Zeitpunkt würden allein für eine Kostendeckung in der Ferkelerzeugung und in

der Mast Schlachtschweinepreise von mindestens 2,50 €/kg SG benötigt, erläutert ISN-Marktexperte

Klaus Kessing

Aufgabewelle in der Schweinehaltung rollt in vollem Tempo: Natürlich kämpfen auch die

Schlachtunternehmen und alle weiteren Akteure der Wertschöpfungskette mit Kostensteigerungen

und natürlich bestimmen Angebot und Nachfrage den Preis. Trotzdem ist ein solcher Preisdruck der

Schlachtunternehmen in dieser Situation nicht nachvollziehbar, zumal sie damit ihre eigene

Versorgungsgrundlage mit dem Rohstoff Schwein für die Zukunft weiter gefährden. Seit mehr als zwei

Jahren ist die Liquiditätslage auf den Schweinebetrieben extrem angespannt und die Aufgabewelle

rollt bereits in vollem Tempo. Nachhaltigkeit in der Lieferkette sieht anders aus, kritisiert ISN-

Geschäftsführer Dr. Torten Staack. Allein zwischen Mai 2021 und Mai 2022 gaben etwa 1900 bzw.

knapp 10% der deutschen Schweinehalter auf Sofern keine baldige Besserung der wirtschaftlichen

Situation erfolgt, ist ein Ende der Aufgabewelle in der deutschen Schweinehaltung nicht in Sicht.

Quelle: schweine.net



Teuerung zieht an, 30.09.2022

Die Preise für Nahrungsgüter sind im September wohl noch kräftiger gestiegen als in den Monaten

zuvor. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) jetzt mit Verweis auf vorläufige Daten mitteilte,

lagen die Verbraucherpreise für Lebensmittel im jetzt zu Ende gehenden Monat im Mittel um 18,7

Prozent über dem Stand von September 2021. Damit hat sich für diesen Güterbereich der

überdurchschnittliche Preisauftrieb nochmals spürbar verstärkt, denn im August betrug dieser 16,6

Prozent, im Juli 14,8 Prozent, im Juni 12,7 Prozent und im Mai 11,1 Prozent. In den Monaten zuvor

waren noch prozentual einstellige Teuerungsraten ermittelt worden.

Die allgemeine Teuerungsrate in Deutschland lag im Berichtsmonat nach den vorläufigen

Berechnungen der Wiesbadener Statistiker bei 10 Prozent, nach 7,9 Prozent im August sowie 7,5

Prozent im Juli und 7,6 Prozent im Juni. Nach Angaben von Destatis sind seit Beginn des Ukraine-

Krieges vor allem die Preise für Energie merklich gestiegen; diese beeinflussten die hohe

Inflationsrate erheblich. Hinzu kämen die preistreibenden Effekte wegen der coronabedingten

Unterbrechung von Lieferketten.

Die Preise für Energieprodukte lagen im aktuellen Monat um durchschnittlich 43,9 Prozent über dem

Niveau des Vorjahresmonats; im August hatte sich das Plus auf 35,6 Prozent belaufen, im Juli auf

35,7 Prozent. Die endgültigen Ergebnisse zur Inflation in diesem Monat werden die Wiesbadener

Statistiker am 13. Oktober veröffentlichen.

Quelle: fleischwirtschaft.de

Ferkel VEZG

25 kg Notierung / 200er Gruppe

Aktuelle Woche: 52,50 EUR
(03.10.22 – 16.10.22)

Vorwoche: 56,00 EUR

Mastschweine VEZG

Basispreis je kg SG

Aktuelle Woche: 2,00 EUR

(28.09.2022)

Vorwoche: 2,10 EUR
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